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Jahren des Wirtschaftswunders geschaffenen 
Instrumente, wie die Altersvorsorgesysteme, 
aus politischen, wirtschaftlichen oder demo-
grafischen Gründen in Frage gestellt. Was 
die bürgerlichen Rechte betrifft, so rufen die 
durch die Globalisierung und die Migrations-
ströme hervorgerufenen Spannungen nationa-
listische politische Kräfte auf den Plan, deren 
Programm auf der Einschränkung der bürger-
lichen Rechte, die den Mitgliedern religiöser 
oder kultureller Minderheiten zugestanden 
wurden, fusst. Nicht zu vergessen sind ausser-
dem die Einschränkungen der bürgerlichen 
Rechte infolge der Neubewertung der Sicher-
heit seit den Terroranschlägen in den Verei-
nigten Staaten von 2001. Ausserdem werden 
die politischen Rechte durch die Qualität des 
politischen Angebots und die Bedingungen für 
die politische Willensbildung beeinträchtigt. 
So beeinflussen beispielsweise Fake News, der 
Medienrummel um Trivialitäten oder das Zie-
hen emotionaler Register die Fähigkeit und 
die Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger, 
politische Entscheidungen zu treffen. Zusam-
menfassend lässt sich sagen, dass die Palette 
der Rechte, Möglichkeiten und Ressourcen, die 
die Staatsbürgerschaft bietet, nicht ein für alle 
Mal gegeben ist, sondern laufend ausgehan-
delt, verfeinert und erweitert wird. Ein philoso-
phisches Verständnis der Staatsbürgerschaft ist 
erforderlich, um festzustellen, ob diese Ände-
rungen in die Richtung der Ideale gehen, die im 
Begriff der Staatsbürgerschaft enthalten sind, 
insbesondere der Freiheit, Gleichheit, Würde 
und Bestimmung des kollektiven Willens.

Matteo Gianni
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Stadtentwicklung*

Der urbane Raum beschränkte sich während 
langer Zeit auf das Gebiet einer einzelnen 
Gemeinde: die Stadt, die sich klar gegen das 
umliegende Land abgrenzte. Im Laufe mas-
siver Veränderungen wurde diese traditio-
nelle Stadt allmählich durch die städtische 
«Agglomeration» abgelöst. Gemäss der seit 
2012 geltenden Definition des Bundesam-
tes für Statistik besteht der urbane Raum der 
Schweiz aus 49 Agglomerationen, die mehr als 
1 000 Gemeinden, 73 % der Bevölkerung und 
79 % aller Arbeitsplätze des Landes umfassen. 
Agglomerationen setzen sich aus einer Kern-
stadt und einem Gürtel zusammen, wobei der 
Agglomerationsgürtel aus denjenigen Gemein-
den besteht, die nach morphologischen oder 
funktionalen Kriterien stark mit dem Kern ver-
bunden sind. Im Allgemeinen wird zwischen 
Vorortgemeinden (Kontinuität der Bebauung 
mit dem Kern, hohe Dichte, Gewerbezonen, 
grosse Wohnblocks usw.) und Randgemeinden 
(überwiegend ländliches Erscheinungsbild, 
geringe Dichte, vorwiegend Einfamilienhäuser, 
hoher Pendleranteil usw.) unterschieden.

Die auffälligste Dynamik in der Raument-
wicklung bildet seit den 1960er Jahren die 
Zersiedelung, das heisst, das stetige Wachs-
tum von Vororten und Randgemeinden. Diese 
Ausdehnung der Agglomerationen ist die 
Folge mehrerer Faktoren, welche die Stand-
ortwahl von Haushalten und Unternehmen 
beeinflussen. Bestimmte Unternehmen – bei-
spielsweise Industriebetriebe, Logistikfirmen 
oder Einkaufszentren – bevorzugen Standorte 
mit guter Verkehrsanbindung und grossflächi-
gen, preisgünstigen Grundstücken. Eine noch 
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wichtigere Rolle bei der Zersiedelung spielt der 
Wohnbau, der zunehmend auch in weit vom 
Zentrum entfernte Gemeinden vordringt. Je 
nach Periode und Bevölkerungskategorie lässt 
sich die Ausdehnung des Wohnbaus unter-
schiedlich erklären. Einerseits haben steigende 
Wohnansprüche (Wunsch nach einem Eigen-
heim, grosszügigerer Wohnraum, Nähe zur 
Natur, günstiges Umfeld für Kinder usw.) einen 
Einfluss, andererseits aber auch der wirtschaft-
liche Druck (Angebotsmangel am Immobilien-
markt, hohe Preise für geräumige Wohnungen 
in den Zentren usw.). Ermöglicht wurde diese 
Entwicklung durch die Verbreitung des Privat-
autos, das es vielen Bevölkerungsgruppen 
ermöglichte, weit von ihrem Arbeitsort ent-
fernt zu wohnen. Immobilienunternehmen för-
derten die Zersiedelung zusätzlich, aber auch 
Gemeinden, welche die Aufnahme neuer Ein-
wohner als Entwicklungsstrategie verfolgten.

Die Ausdehnung ins Umland bleibt zwar 
nach wie vor der dominierende Trend in der 
Stadtentwicklung, doch auch die Kernstädte 
haben sich in den letzten Jahren stark gewan-
delt. Von 1970 bis 2000 nahm die Einwohner-
zahl in den meisten Zentren ab, was an einer 
Kombination verschiedener Faktoren lag: 
Umzug von Familien in die Vororte, Alterung 
der Bevölkerung, durchschnittlich kleinere 
Haushaltsgrössen und grössere Wohnflächen. 
Seit Anfang der 2000er Jahre ist hingegen wie-
der ein Wachstum der Bevölkerungszahlen in 
den Zentren («Reurbanisierung») festzustellen, 
was vor allem auf die Zuwanderung aus dem 
Ausland und den Zuzug junger Erwachsener 
zurückzuführen ist. Auffallend ist auch, dass in 
einzelnen zentralen Quartieren in Neubauten 
oder Gebäudesanierungen zugunsten der obe-
ren Mittelschicht («Gentrifizierung») investiert 
wird. Dies wirft das Problem auf, dass Haus-
halte mit tiefen Einkommen in Vorortgemein-
den verdrängt werden, wo ihr Zugang zu den 
städtischen Einrichtungen und Infrastrukturen 
erschwert ist.

Es ist wichtig festzuhalten, dass Städte trotz 
ihrer wiedergefundenen Attraktivität weiterhin 
überdurchschnittlich hohe Sozialhilfequoten 
aufweisen. In den sechs Grossstädten (Zürich, 
Genf, Basel, Lausanne, Bern und Winterthur) 
lebt ein Viertel aller Leistungsbeziehenden, 
aber nur ein Siebtel der Bevölkerung des Lan-
des. Diese Tatsache erklärt sich dadurch, dass 
in den Städten sowohl wirtschaftlich als auch 
sozial schlechter gestellte Menschen (wenig 
qualifizierte Zugewanderte, Alleinerziehende, 
junge Menschen mit Schwierigkeiten bei der 
Arbeitsintegration usw.) überrepräsentiert 
sind. Diese Gruppen finden auf dem städti-
schen Immobilienmarkt eher passende Ange-
bote, weil hier kleine und alte Wohnungen 
verfügbar sind. Die Städte haben mit diversen 
Massnahmen auf dieses Phänomen reagiert, 
wie die Entstehung der «Städteinitiative Sozi-
alpolitik» beispielhaft zeigt. In gewissen Vor-
ortgemeinden wird die herrschende Dynamik 
im Wohnbereich vermehrt soziale Fragen in 
den Fokus rücken. Dasselbe gilt für die Über-
alterung, von der vor allem jene Gemeinden 
betroffen sind, die vor einigen Jahrzehnten 
ein starkes demografisches Wachstum erleb-
ten und deren Bevölkerung mittlerweile am Ort 
gealtert ist.

Die «Metropolisierung» ist ein weiteres Phä-
nomen, das die Urbanisierung in der Schweiz 
prägt. Damit ist einerseits die Stärkung der 
grössten Agglomerationen (mit Bevölkerungs-
konzentration, hoher Wertschöpfung, Wohl-
stand) gemeint und andererseits die Entstehung 
eines Netzwerks von Schweizer Städten. Diese 
Vernetzung liegt der Hypothese zugrunde, dass 
eine «Metropole Schweiz» im Entstehen begrif-
fen ist – konkreter Ausdruck einer Vision von 
Rousseau, der bereits im 18. Jh. die Schweiz als 
eine in Quartiere gegliederte Grossstadt sah.

Die Debatten der letzten Jahre konzentrier-
ten sich grösstenteils auf die negativen Aus-
wirkungen der Zersiedelung. Anlässlich der 
Abstimmung über die Revision des Raumpla-
nungsgesetzes im Jahr 2013 wurden insbeson-
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dere der Landverschleiss und die Zersiedelung 
der Landschaft hervorgehoben. Kritik an der 
«ausufernden Stadt» richtete sich ausserdem 
gegen die Dominanz des Autoverkehrs (und 
dessen negative Auswirkungen hinsichtlich 
Energieverbrauch und Schadstoffemissionen) 
sowie gegen die hohen Folgekosten von Sied-
lungen mit geringer Dichte. Gleichzeitig stiess 
das rasche demografische und wirtschaftliche 
Wachstum der Schweiz und die Veränderungen 
der Lebensstile in den 2000er Jahren mit der 
nachhinkenden Entwicklung des Wohnungs-
marktes und der Verkehrsinfrastruktur zusam-
men. Diese Diskrepanz führte unter anderem 
zu höheren Immobilienpreisen und einer ver-
stärkten – manchmal als Übersättigung emp-
fundenen – Nutzung der Verkehrsinfrastruktur.

Als Reaktion auf die negativen Auswirkun-
gen der «ausufernden Stadt» wurde das Modell 
der «kompakten Stadt» vorgeschlagen. Zu die-
sem Modell gehört die Siedlungsentwicklung 
nach innen, ein verdichtetes Bauen (z. B. durch 
Sanierung ehemaliger Industriegebiete) und 
eine auf den öffentlichen Verkehr und aktive 
Mobilität ausgerichtete Stadtentwicklung. Eine 
zentrale Herausforderung für die Raument-
wicklung besteht darin, die Prinzipien der Ver-
dichtung anzuwenden und zugleich für alle 
Bevölkerungsgruppen eine hohe Lebens- und 
Wohnqualität zu gewährleisten, insbesondere 
unter Berücksichtigung der Kaufkraft. Diese 
neue Art des Städtebaus umfasst innovative 
Ansätze wie die Berücksichtigung der Lebens-
stile und Wohnansprüche, die Unterstützung 
gemeinnütziger Bauträger (z. B. Wohnbauge-
nossenschaften) oder die Umsetzung partizi-
pativer Ansätze um für alle eine hohe Lebens-
qualität zu erreichen.

Patrick Rérat
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Steuerregime**

Eine erste und wichtige Rechtfertigung für das 
Erheben von Steuern liegt darin, dass der Staat 
seine Ausgaben finanzieren muss. Gemäss 
der Bundesverfassung sind alle Menschen vor 
dem Gesetz gleich. Dieses Prinzip spiegelt sich 
hinsichtlich der Steuern in den Grundsätzen 
der Allgemeinheit und der Gleichmässigkeit 
der Besteuerung sowie dem daraus abgeleite-
ten Grundsatz der Besteuerung nach der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit wider. Um Dis-
kriminierung und Privilegien auszuschliessen, 
müssen alle Personen und Personengruppen 
nach denselben gesetzlichen Bestimmungen 
besteuert werden (Allgemeinheitsprinzip). 
Ausserdem sind alle Personen oder Gruppen, 
die sich in gleichen Verhältnissen befinden, 
in derselben Weise zu besteuern, während 
Ungleichheiten in den Verhältnissen zu ent-
sprechend unterschiedlicher Steuerbelastung 
führen müssen (Gleichmässigkeitsprinzip). 
Der Grundsatz der Besteuerung nach der Leis-
tungsfähigkeit wird dadurch gewahrt, dass jede 
Person oder Personengruppe gemäss «ihren 
Fähigkeiten» – und damit unter Berücksich-
tigung ihrer persönlichen Situation und im 
Verhältnis zu ihren Mitteln – zur Deckung der 
Staatsausgaben beiträgt. In der Schweiz gilt 
dieser Grundsatz für die vom Bund und den 
Kantonen erhobenen direkten Steuern.

Im Steuerrecht stellt das Einkommen den 
wichtigsten Indikator für die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit dar. Nebst dem Einkommen 
gelten auch das Vermögen und die Vermögens-
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	Übersicht
	Ageism (Altersdiskriminierung)
	Aktivierung
	Alter
	Alters- und Hinterlassenenversicherung
	Alterspolitik
	Alterung der Bevölkerung
	Alterung von vulnerablen Bevölkerungsgruppen
	Anreize
	Arbeit
	Arbeitslosenversicherung
	Arbeitslosigkeit
	Arbeitsmarkt
	Arbeitsorganisation
	Arbeitsrecht
	Arbeitsschutz
	Arbeitsverhältnisse
	Arbeitsverhältnisse (atypische)
	Arbeitsvertrag
	Arbeitszeit
	Armut
	Armut und ältere Bevölkerung
	Armutsbekämpfung
	Assistenzbeitrag (selbstbestimmtes Leben mit persönlicher Assistenz)
	Asyl
	Ausbildungs- 
	Ausländerstatus 
	Ausserfamiliäre und ausserschulische Betreuung von Kindern
	Austerität
	Bedarfsabhängige Sozialleistungen
	Befähigung
	Behindertenpoliti
	Behinderung
	Berufliche Vorsorge
	Berufsbildung
	Berufsbildung für Menschen 
mit Behinderung 
	Berufseintritt
	Beschäftigungspolitik
	Bilaterale Verträge
	Bildung
	Bildungsbereich (Ungleichheiten im)
	Bildungsfinanzierung (Ausbildungsbeiträge, Stipendien)
	Bildungspolitik
	Care Work / Sorgearbeit
	Case Management
	Delinquenz und Kriminalpolitik
	Delinquenz von Frauen
	Direkte Demokratie
	Diskriminierungsschutz
	Diversity
	Dreisäulenprinzip
	Einbürgerung
	Einkommensverteilung 
	Einwanderung
	Elternschaft
	Ergänzungsleistungen 
	Ergänzungsleistungen 
zur AHV/IV
	Erwachsenenschutz
	Erwerbstätigkeit von Menschen mit Behinderung
	Existenzminimum
	Exklusion
	Familie
	Familienkonfigurationen
	Familiennachzug
	Familienpolitik
	Familienrecht
	Familienzulage
	Finanzausgleich
	Finanzpolitik
	Fiskalpolitik
	Flexibilisierung von Arbeitsverhältnissen
	Föderalismus
	Frauenbewegung
	Fremdenfeindlichkeit (Xenophobie)
	Frühkindliche Bildung 
	Fürsorgerische Unterbringung 
	Geldpolitik
	Gemeingut
	Genderspezifische Ungleichheit
	Genderspezifische Gewalt
	Generationengerechtigkeit
	Gerechtigkeit (soziale) 
	Gesamtarbeitsvertrag
	Gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen
	Gesellschaftlicher Wandel
	Gesundheit
	Gesundheit älterer Personen
	Gesundheitliche Ungleichheit 
	Gesundheitsausgaben 
	Gesundheitsberufe
	Gesundheitspolitik
	Gesundheitsversorgung im Alter
	Gleichheit
	Gleichstellungspolitik
	Grenzüberschreitende Arbeit
	Hausarbeit
	Hilfen zur Erziehung 
	Indikatoren und künstlich inszenierte Wettbewerbe
	Inklusion 
	Inklusive Schule für Kinder 
	Integration
	Integration im Kontext von Migration
	Integration (soziale und berufliche Integration)
	Interinstitutionelle Zusammenarbeit
	Intersektionalität
	Invalidenversicherung
	Invalidenversicherung (Reformen)
	Jugenddelinquenz 
	Jugendstraf- und -massnahmenvollzug
	Jugendstrafrecht
	Katholische Soziallehre
	Kinder- und Jugendarbeit
	Kinder- und Jugendförderung 
	Kinder- und Jugendhilfe
	Kinderrechte
	Kindesmisshandlung
	Kindesschutz
	Kindheit und Jugend
	Konservatismus
	Konsumentinnen- und Konsumentenschutz
	Korporatismus
	Krankenversicherung
	Kriminalprävention 
	Langzeitarbeitslosigkeit
	Langzeitversorgung
	Lebensende
	Leistungsvereinbarung
	Liberalismus
	Lohn
	Medizinische Prävention
	Medizinische Versorgung
	Menschenrechte 
	Menschenwürde
	Mietrecht
	Migrantinnen und Migranten ohne Aufenthaltsstatus
	Migration und Alter
	Migration und Bildung
	Missbrauch 
	Misshandlung älterer Menschen
	Nächstenliebe
	New Public Management
	Nicht statutarische Eltern
	Nichtbezug
	Non-Profit-Organisation
	Nord-Süd-Gefälle
	Normalarbeitsverhältnis
	Notunterkunft
	Obdachlosigkeit
	Obligatorische Schule
	Ökologie
	Opferhilfe
	Partizipation von Kindern 
	Patienten- und Patientinnenrechte
	Politik betreffend Pflegebedürftigkeit
	Polizeipolitik und -praxis
	Prävention und Gesundheitsförderung
	Preise
	Prekarität
	Prostitution
	Psychische Gesundheit
	Qualitätsmanagement
	Rationierung im Gesundheitswesen
	Raumentwicklung
	Rechte von LGBT (Entwicklung der) 
	Redistribution
	Reform der Sozialen Sicherheit
	Rehabilitation
	Reproduktionspolitik
	Resozialisierung
	Restorative Justiz 
	Risikoberechnung und Versicherungsmathematik
	Ruhestand
	Scheidung
	Schulsozialarbeit
	Schwarzarbeit
	Schwelleneffekte
	Selbsthilfe
	Sexualität(en)
	Sexuelle Gesundheit
	Solidarische Ökonomie 
	Solidarität
	Soziale Arbeit
	Soziale Arbeit (Geschichte)
	Soziale Bewegungen
	Soziale Innovation 
	Soziale Investition
	Soziale Mobilität
	Soziale Nachhaltigkeit
	Soziale Risiken
	Soziale Sicherheit
	Soziale Sicherheit (Alternativvorschläge)
	Soziale Sicherheit (Finanzierung) 
	Soziale Sicherheit von Kindern
	Soziale Ungleichheiten
	Sozialfirma 
	Sozialhilfe
	Sozialhilfe für Schweizerinnen 
und Schweizer im Ausland
	Sozialhilfe im Asylbereich
	Sozialhilfe (Risikogruppen)
	Sozialhilfe und Gender
	Sozialhilferecht
	Sozialismus
	Sozialkapital
	Sozialplanung
	Sozialpolitik
	Sozialpolitikforschung
	Sozialpolitische 
Entscheidungsprozesse
	Sozialrecht
	Sozialstaat
	Sozialstaat (aktivierender)
	Sozialstatistik
	Sozialversicherungen
	Sozialversicherungen 
	Sozialversicherungsrecht
	Sozialwesen 
	Soziodemografie
	Spitäler
	Staatsausgaben
	Staatsbürgerschaft
	Stadtentwicklung
	Steuerregime
	Straf- und Massnahmenvollzug
	Strafrechtliche Sanktionen
	Strafverfahren
	Subsidiarität 
	Sucht
	Suchthilfe
	Suchtpolitik
	Suchtprävention
	Teilhabe
	Tertiärbildung
	Überschuldung
	Unbegleitete minderjährige Asylsuchende
	Unfallversicherung
	UNO-Konvention über 
die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen 
	Unsichtbare Armut
	Verantwortung
	Verfahrensrechte
	Vermögensverteilung 
	Vulnerabilität
	Weiterbildung 
	Wirtschaftspolitik
	Wohlbefinden
	Wohlfahrtsregime
	Wohn- und Alltagsmobilität
	Wohnen für Menschen 
mit Behinderungen
	Wohnraum und räumlicher Kontext
	Wohnraumförderung
	Wohnung für ältere Menschen
	Wohnungspolitik
	Working Poor*

	Themen undThemenverantwortliche
	Autorinnen und Autoren
	Verzeichnis sozialpolitisch relevanter Akteure (Auswahl)



